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Beklagten und Revisionsklägera
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mündliche Verhandlung vom 90 Juli 1968 durch

Senatspräsident Dr° T e s m e r
‘
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Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts für das Saarland vom 50 Okto—

ber 1967 aufgehoben und die SaChe zur erneuten Ent—

scheidung an dieses Gericht zurückverwieseno

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem ab“

schließenden Urteil vorbehalten° ‘

——-——u—y».—»_...‚..

Die Rente der Kläger wurde durch Umstellungsbescheide

aufgrund des Gesetzes zur Einführung des Bundesversorm

gungsgesetzes im Saarland (EGBVG—Saar) vom 160 Au-'

gust l96l (BGBl I l292) vom lo Juni 1960 an nacthen

‚'Vorschriften des Bundesversorgung8€esetzes (BVG) fest—

gestellt() Dabei wurde die frühere Leidensbezeichnung

übernommen? die Minderung der ErWerbsfähigkeit (MdB)

nach ärztlicher Untersuchung jedoch niedriger als in

den aufgrund des Reichsversorgungsgesetzes (RVG) er«
llassenen Bescheiden festgesetzt° Der Widerspruch hatte

keinen Erfolgo Das Sozialgericht (SG) für das Saarland
verurteilte — in getrennten Verfahren —

den Beklagten?

den Klägen1auch über den 510 Mai l960 hinaus Rente-

nach der bisher festgesetzten MdB zu geWähren° Gegen

diese Urteile hat der Beklagte Berufung eingelegt()

Das Landessozialgericht (LSG) für das Saarland hat die
Rechtsstreitigkeitén unter Hinweis auf @@ll5 Abs° l?
153 Abso 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zur gemein_“

samen Entscheidung verbunden und mit Urteil vom 50 Ok—
tober 1967 die Berufung des Beklagten zurückgewieseno

Es hat ausgeführt? die früheren Bescheide seien nach
% 77„SGG verbindlicho Die Voraussetzungen für eine
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Änderung nach S 41 des Gesetzes über das Verwaltungs—
verfahren der Kriegsopferversorgung (VeerG) oder nach>

% 62 BVG seien nicht gegeben° Die Einführung des BVG

im Saarland habe es dem Beklagten nicht gestattet9 die

Rente zuungunsten der Kläger neu festzusetzen° Das

EGBVG—Saar enthalte darüber keine ausdrücklichen.Vor—

schriften und lasse insoweit auch keine Lücke_erkenneng

Gemäß 5 5 Satz 1 BGBVG—Saar hätte die Versorgung zwangs—
läufig auf das neue Recht umgestellt werden müssen() So—

weit die bisherigen Rechte nicht ausdrücklich gesetzlich

garantiert worden wären? hätten die saarländischen Kriegs-

o fer zwar etwaige Minderungen des bisherigen Rechtszu—

standes hinnehmen müssen? aber nicht eine Benachteiligung

ÖP

gegenüber den Kriegsopfern in den übrigen Ländern des

Bundesgebietesa die dann eintretea wenn allein aus Anlaß

der Umstellung die_bisherige verbindliche Bewertung der

MdB zum
Nachteil der Beschädigten geändert werden dürfte?

während'dies bei gleichen Verhältnissen im Bundesgebiet

nicht möglich wäreo Aus der durch Arto I S 2 Abs° 1 Satz 1

BGBVGeSaar ausdrücklich auch für das BVG aufrechterhalte—

nen Rechtsverbindlichkeit einer früheren Entscheidung über

den ursächlichen Zusammenhang könne nicht gefolgert wer—

den9 daß die Bescheide im übrigen der uneingeschränkten'

Nachprüfung unterlägen° Die Auffassung des 80 Senats des

Bundessozialgerichts (BSG) in dem Urteil vom 18„ Au—'
gust 1966 (BSG 259 1559 155}? daß die Umstellung von
saarländischem VersorgungsreCht auf das BVG mit der Um—

'anerkennung nach dem BVG gleichzusetzen sei und deshalb

den für diesen Fall in BSG 29 26% entwickelten Grund—
sätzen unterliege9 könne hier keine Anwendung finden?

da die Regelung für die Überleitung der Versorgung der

saarländischen Kriegsopfer auf das BVG nicht lückenhaft

sei„ Die Grundsätze? die für die Umanerkennung nach dem

_4„
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BVG im übrigen.Bundesgebiet vom 10 Oktober 1950 an maß—

gehend waren? könnten auch deshalb nicht'beachtet werden9

weil die Verhältnisse zur Zeit der Verkündung des EGBVG

im Saarland im August 1961 mit denen im übrigen Bundes“

gebiet im Jahre 1950 nicht verglichen werden könnteno Die
‚politische Entwicklung in den damals zum Bundesgebiet

gehörenden Ländern hätte zu unterschiedlichen versorgungs—
rechtlichen Regelungen geführt% die das BVG durch eine

einheitliche Regelung auf einer neuen Grundlage habe bem

enden wolleno Auch die in BSG 2„ 264 für die Aufhebung der

Bindungswirkung früherer Beschéidé angeführten neuen Grunde

sätze für die Bemessung der MdB gemäß den @@293 50 BVG

könnten eine niedrigere Bewertung der MdB nicht recht—

fertigen? da aus diesen9 nur der Besserstellung des Be»

schädigten dienenden Vorschriften nicht geschlossen werden

könne? daß der Gesetzgeber eine Verschlechterung des Be«

schädigtcn beabsichtigt habeo Zwar müßten die Vorschriften

des BVG auch dann angewandt werden? wenn sich daraus un—
günstige Auswirkungen für den Versorgungsberechtigten er«
gaben; die Versorgungsverwaltung im Saarland habe aber in

den strittigen Fällen die MdE herabgesetzt9 obwohl das
BVG dazu nicht die Möglichkeit bieten Entgegen der Auf—

fassung des BSG habe es der Gesetzgeber auch nicht aus—
drücklich auszusprechen brauchen{) wenn er die Rechtsver—

bindlichkeit der früheren Entscheidung auch für die Höhe

der MdB habe aufrechterhalten wollen° Gemäß 5 77 SGG hätte

er vielmehr zum Ausdruck bringenymüssen9 wenn er die Ver—

bindlichkeit der Bescheide hätte beseitigen wollen° Man—
gels einer solchen Regelung oder entsprechend anwendbarer

Rechtsgrundsätze habe die MdB bei der Einführung des BVG

im Saarland daher nicht niedriger festgesetzt werden dür—

fen als vorher° Das LSG hat die Revision mit der Be—

gründung zugelassen9 daß es von einer Entscheidung des

BSG abgewichen isto

. „5-
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Gegen das am 170 Oktober 1967 zugestellte Urteil des

LSG hat der Beklagte mit Schriftsatz vom 270 Okto—

ber 1967? der am 50 November 1967 beim BSG eingegangen

ist5 Revision eingelegto Dem Sinn nach beantragt er?

dasUrteil desLSGfür dasSaarlandvom50 Ok—
tober 1967 aufzuhebena ferner die im einzelnen

bezeichneten Urteile des SG für das Saarland

insoweit aufzuheben9 als den.Klägern über den

51„'Mai l960 hinaus die Rentc.in der bis dahin

gewährten Höhe zuerkannt werden ist9 und die

Klagen in vollem_Umfang abzuweiseno

(Wegen des genauen Inhalts des Antrags wird auf den Schrift—

'satz vom 270 Oktober 1967 verwiesen)

In der Revisionsbegründung rügt der Beklagte eine Ver—

letzung des Art„ I_ä 2 EGBVG—Saar und bringt dazu vor9

die in dieser Vorschrift ausgesprochene Rechtsverbind—___

-lichkeit der nach den bisherigen Vorschriften des Saar—

landes erlassenen Bescheido für die Umanerkennung der

Versorgung nach dem BVG gelte nur für die Beurteilung

der ZusammenhangSfrage„ aber nicht für die Bewertung

der MdB° Eine so weitgehende Bindung könne nicht an—

genommen werden? wie zwingend der Umkehrschluß aus

Art„ 1 g 2 Abs° 1 BGBVGergebeo Das BSGhabe diese
Folgerung in ständiger Rechtsprechung aus 5 85 BVG

gez0gen.5 der wörtlich mit Art° I 5 2 Abso l EGBVG_
übereinstimme„ Nach der Entscheidung des 8„ Senats

des BSG vornleo August 1966 (BSG aaO) gelte dies auch

für Art„ I 5 2 Abs° l EGBVG—Saar° Zur weiteren Be—
gründung hat der Beklagte die Ausführungen des Bundes—

ministers für Arbeit und Sozialordnung in dem Rechts—'V

streit Saarland 0/0 Distler (9 BV 1064/65) wieder—
holte

..6...
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Die Kläger beantragenD

die Revision des Beklagten als unbegründet

zurückzuwei3en3
hilfsüeise9

‚
das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheie

dung an das LSG zurückzuverweisen„

Sie halten das Urteil des LSG für zutreffend3 das im

übrigen auch mit dem Urteil des 90 Senats des BSG vom
260 August 1965 (BSG'259 283) übereinstimmco

Die durch Zulassung gemäß % l62 Abs° l Nr° 1 SGG statt“

hafte Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und

begründet werden (55 164„ 166*SGG)O Die Revision ist
daher zulässig; sie ist auch begründete

Das LSG hat die bei ihm durch die Berufung des Be—g
klagten gegen die von den verschiedenen Klägern er—

wirkten Urteile des SG enhängigen Réchtsstreitig—

keiten zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung

gemäß @ll5_Abs° 1 SGGverbundene Es bestehen erhebw
liche rechtliche Bedenken? ob der nach dieser Vor“

schrift erforderliche Zusammenhang der ”Ansprüche“ der

verschiedenen Kläger? die auf Zahlung von Renten in

der vor der Einführung des BVG im Saarland jeweils

festgesetzten Höhe gerichtet sind? schon deshalb be—

jaht werden kann9 weil für die Entscheidung über die

Ansprüche die gleiche Rechtsfrage bedeutsam isto Be-

denken bestehen auch gegen den Tenor des angefochtenen

Urteils insofern? als das LSG‚ wie von dem Prozeßbe—

vollmächtigten des Klägers_dtxrz„in der mündlichen
Verhandlung zutreffend hervorgehoben werden ist? die

mit der Berufung.erfolglos angegriffenen Urteile des

_7_
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SG nicht im einzelnen bezeichnet hato Jedoch brauchte

diesen Bedenken nicht nachgegangen zu werden? da die

UnzuläSsigkeit_der Verbindung und die Art der Teno—
rierung nicht als Verfahrensmangel innerhalb der Re—

visionsbegründüngsfrist gerügt werden ist und von Amts

‚wegen zu beachtonde Fehler jedenfalls insoweit nicht

vorliegen würdeno

Der Sache nach ist für die Ansprüche der Kläger zu»

_
nächst streitig9 ob der Beklagte bei der Umstellung

lder Versorgung auf das BVG auch an den in dem frühe—

ren BesCheid nach den Vorschriften des Saarlandes fest—

gestellten Grad der MdB gebunden war oder ob er die MdB

“unabhängig davon aufgrund der Verhältnisse nach der
Einführung des BVG im Saarland neu bemessen durfteo

Zutreffend hat bereits der 80 Senat des BSG in seinem

Urteil vom 180 August 1966 (BSG aaO) entschieden? daß

gemäß Arte l 5 2 Abs() 1 EGBVG—Saarbei der Umstellung

der Versorgung auf das BVG im Saarland? ähnlich wie

1950 bei der Einführung des BVG in den übrigen Ländern

des Bundesgebietesa nur eine andere Beurteilung der

vorher naeh den Rechtsverschriften des Saarlandes ent«

schiedenen Frage des ursächlichen Zu3ammenhangs einer

Gesundheitsstörung mit einer Schädigung im Sinne des

BVG ausgeschlossen istg.im übrigen ist aber die Ent«

’scheidung über den Versorgungsan3pruch nach.dem BVG9

insbesondere auch über die Höhe_der MdB? keinen Ein—
schränkungén unterworfen° Der erwähnten Entscheidung

und ihrer Begründung hat sich der 90 Senat des BSG
in seinem Urteil vom 120 März 1968 f 9 RV 1064/65 —
angeschlossen und gleichzeitig die in seinem früheren

Urteil vom 260 August 1965 (BSG 259 2859 291) ver—
tretene Auffassung? daß Art° 1 @ 5 letzter Satz

„8.
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EGBVG—Saar den rechtlichen Besitzstand gerantierea aus—
drüeklich aufgegeben° Das Urteil vom l2o März l968 be»

ruht vor allem auf der Erwägung9 daß mit der Einführung

des BVG im Saarland und der gleichzeitigen Aufhebung

aller entgegenstehenden oder inhaltsgleichen Vorschrif—

ten des Saarlandes gemäß Arte III 5 4 BGBVG—Saar vom

lo Juni l960 an den nach früherem Recht ergangenen Ent_

scheidungen die Grundlage entzogen war und diese ihre

Wirkung verloren hatten? und zwar entsprechend den
Beehtsgrundsätzeng die das BSG in ständiger Recht—

sprechung allgemein für den Fall der Ablösung früherer

Versorgungsgesetze durch neue entwickelt hat (BSG l„

164; 59 255; 49 25; 109 251; vgl„ auch BSG193 2472 251)°
Die Umstellung der.Versorgungsbezüge auf das BVG im

Saarland gemäßArt° l 5 5 Satz 4_EGBVG—Saarbedeutet
nicht eine Umrechnung der Rente entsprechend dem vorher

zuerkannten Grad der MdE„ sondern die erstmalige Fest—

stellung der Versorgung nach_den Vorschriften des BVG

und damit auch des nach diesen Vorschriften zu ermitteln”

den Grades der MdB? wobei gemäß Art° I 5 2 Abso 1 EGBVG—

Saar nur die frühere Entscheidung über den ursächlichen

Zusammenhang einer anderweitigen Beurteilung entzogen

ist° Für die Feststellung der MdB ist die Rechtslage

bei der Umstellung auf das BVG im Saarland nicht anders

wie bei der Umanerkennung gemäß 5 86 Abs° 4 BVG aufgrund

der Einführung dieses Gesetzes in den übrigen Teilen

des Buhdesgebietes im Jahre 1950 (vgl° BSG 25 2659 264)„

Der in Anlehnung an 5 85 BVG getroffenen und inhaltlich

damit übereinstimmenden Regelung in Art° l 5 2 Absi 1
Satz l EGBVG—Saar kommt nach der Amtlichen Begründung

(vgl° Deutscher Bundestag? 50 Wahlperiode„ Druckso

Nr„ 26905 Begründung zum Entwurf des Gesetzes So 5 zu '

% 2) die gleiche Bedeutung zu wie 5 85 BVG für die vor
Inkrafttreten des BVG am lo Oktober 1950 erlassenen

..9..
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Entscheidungen() die nur insoweit auch nach dem BVG.

rechtsverbindlich.waren„ als sie den ursächlichen

Zusammenhang einer Gesundheitsstörung mit einem

schädigenden Ereignis im Sinne des 5 4 BVG betrafen„

Dazu kommt? daß die in den %5 4 bis 6 EGBVG—Saar zur

Erhaltung des Besitzstandes getroffenen Regelungen

überflüssig gewesen wären9 wenn die vorher erlassenen

Bescheide allgemein auch weiterhin als bindend zu be—
trachteh wären° Die den Versorgungsberechtigten im

Saarland in diesen Vorschriften eingeräumten Ansprüche

beruhen nicht auf der Anerkennung einer weiterwirkenden

Rechtsverbindlichkeit9 sondern auf eigenen Regelungen

auf Grund des neuen Rechtsß die nicht erforderlich ge—

wesen wären? wenn die Wirksamkeit der nach früherem
Versorgungsrecht erlassenen Bescheide nicht beseitigt

und die Aufrechterhaltung der Rechtsverbindlichkeit

gemäß Art() I 5 2 Abs° l EGBVG—Saarnicht auf die

Entscheidung über den ursächlichen Zusammenhang be—

schränkt wäreg_ Unter diesen Umständen hat der er—
kennende Senat keine Bedenken? sich bei seiner Ent—

scheidung über die gleiche Rechtsfrage im vorlie—

genden Falle der Auffassung des 8„ Senats des BSG
im Urteil vom 180 August l966 (BSG'259 l55) und ins«
besondere der Auffassung des 90 Senats des BSG in

seinem Urteil vom 120 März l968 anzuschließen (Azo 9 RV

1064/65)o Er hat auch keinen Anlaß? die sehr eingehen—

de Begründung der beiden Senats nochmals zu wieder—

holen? das gilt insbesondere von der Begründung des

90 Senats9 soweit dieser seine Auffassung aus den
Materialien zur Entwidklungsgeschichte des EGBVG—Saar

gewonnen hato

Haben mit der Ablösung der im Saarland früher gültigen
Versorgungsgesetze durch das BVG die vorher erteilten

„lo...
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Beseheide mit der in Art° l 5 2 Absc l EGBVG»Saar be—

stimmten Ausnahme für die Zukunft ihre Wirkung ver= '

loren9 so sind damit auch die Voraussetzungen für eine

weitere Bindung gemäß 5 77 SGG entfalleno Eine Ver“

sorgung ist dann weiterhin nur noch nach den Vor-

schriften des BVG möglich und die erstmalige ander—

weitige Beurteilung des Versorgungsanspruehs nach dem

BVG nicht von den Voraussetzungen des 5 41 VeerG oder
des 5 62 BVG abhängigo Die Umstellung erfordert „ ab«
gesehen von der in Arte I 5 2 Abs° l EGB‘G—Saar be—

stimmten Ausnahme — eine Beurteilung aller nach dem

BVG für den Versorgungsanspruch und seine Höhe be—

deutsamen Umstände„ Die Möglichkeit einer Herabsetzung

der Rente im Falle der Ermittlung einer geringeren

MdB als vorher im Rahmen der Umstellung brauchte—ge»

setzlieh nicht noch ausdrücklich zugelassen zu werden?

weil die frühere Entscheidung? auch soweit sie die

Höhe betraf9 ihre Wirkung verloren hatte und nunmehr

unabhängig davon auch darüber eine neue Entscheidung

nach dem BVG getroffen werden muß„ Die Kriegsopfer im

Saarland sind gegenüber denen im übrigen Bundesgebiet

auch nicht schlechter gestellt9 wenn die MdBbei der
Umstellung niedriger bemessen werden darfo Sie erfah—

ren vielmehr insoweit die gleiche Behandlung wie die

Besehädigten.im übrigen Bundesgebiet bei der Umaner—

kennung ihrer Versorgungsansprüche nach der Einführung

des BVG im Jahre 1950? bei der die MdB auch schon un«

abhängig von den früheren Bescheiden und auch niedriger

als vorher bemessen werden durfte° Die Ansicht des LSG9

der Gesetzgeber habe weder gewollt noch gebilligt9 daß

zB eine im Jahre 1959 von einem saarländischen Ver—

sorgungsamt verbindlich festgestellte MdB nunmehr ge«
ändert werden dürfe? obwohl dies im absolut gleiehen

„11—
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Fall im übrigen Bundesgebiet nicht möglich wäre‚ beruht

auf einer Verkennung der insoweit bestehenden rechtlichen

und sachlichen Unterschiedeo Die im Saarland 1959 und damit

vor Einführung des BVG getroffene Feststellung der MdB ist

nur mit einer Feststellung der MdB im übrigen Bundesgebiet

vor dem 10 Oktober 1950 nach.den bis dahin gültigen ver—
sorgungsrechtlichen Vorschriften zu vergleichen? die bei

der Umanerkennung aber ebenso nachgeprüft und geändert
_

werden konnte wie jetzt bei der Umstellung der Versorgung

nach Einführung des BVG im Saarlando Soweit es sich jedoch

um eine im übrigen Bundesgebiet außerhalb der Umanerkennung

1}« etwa im Jahre 1959 — vorgenommenen Feststellung der MdB

handelt? die nur unter den Voraussetzungen des 5 41 VeerG

oder des 5 62 BVG geändert werden kann? sind damit auch die

im Saarland außerhalb der Umstellung vorgenommenen Feste

stellungen der MdB vergleichbar„ die künftig auch nur unter

den Voraussetzungen des @ 41 VeerG oder des 5 62 BVG zu“

ungunsten des Versorgungsempfängers geändert werden könneno

Der sinngemäßen Anwendung der in BSG 29 2659 264 dargelegtén

Grundsätze auch auf die Umstellung der Versorgungsansprüche

im Saarland kann auch nicht entgegengehalten werdenÖ daß die

Regelung ÖÖTÜberleitung der Versorgdng—auf.das BVG im
EGBVG—Saar keine Lücke ehthalte und'daß die Verhältnisse

zur Zeit der Verkündung des Gesetzes zur Einführung des BVG

im Saarland im August 1961 nicht.mit denen im Jahre 1950

verglichen Werden könntens weil die unterschiedliche Ent—

wicklung des Versorgungsrechts vor 1950 in den übrigen
Ländern des Bundesgebietes durch die Herstellung einer

neuen Grundlage abgelöst werden sollte3 während die Kriege“

opferversorgung im Saarland schon weitgehend dem Rechts-

zustand des BVG angeglichen gewesen seio Von einer Lücke

bei der Regelung der Überleitung der Versorgung kann Weder

bei der Überleitung des Jahres 1950 noch der des Jahres 1961

—l2—'

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 12 _

(Saar) gesprochen werden in Anbetracht des vollständigen

Ersatzes der‘alten Vorschriften durch die des BVG; dem

steht nicht die Tatsache entgegen5 daß eine Entscheidung

über die Zusammenhahgsfrage für die Umstellung als vor—
bindlich erklärt wurde und besondere Vorschriften die

wirtschaftlichen Nachteile infolge der notwendigen Be-

urteilung nach dem neuen Recht des BVG möglichst ver«
hindern solleno Ob die Unterschiede in der Versorgung

im Verhältnis zum BVG vor Oktober 1950 in den übrigen

Ländern des Bundesgebietes größer waren als im Saarland

vor dem Juni 1960? kann dahinstehen9 da diese Frage

unerheblich ist angesichts der Neuregelung? die der
Gesetzgeber mit dem Ersatz der alten Vorschriften durch

die des BVG in gleicher heise 1950 wie 1960 vornehmen

wo1ltco Soweit das LSG unter Hinweis auf die angezogene

Entscheidung (BSG 29 265‚ 264) ausführt3 die dort erw
wähnte Bemessung der MdB nach den neuen @@29 und 50 BVG
ließe nur eine höhere Bewertung der.MdE_zu und könne

eine niedrigere Bemessung daher nicht rechtfertigen?

entbehrt seine Ansicht jeglicher Begründung und widerm

spricht auch klar der in dieser Entscheidung zum Ausw

druck gekommenen Auffassung? daß bei der Umanerkennung

die MdB frei und unabhängig von der früheren Bemessung

zu schätzen isto Haben die früheren Bescheide über die

Gewährung der Versorgung mit dem Fortfall ihrer Rechts»

grundlace grundsätzlich ihre rechtliche Wirksamkeit

eingebüßt3 so haben sie nur noch insoweit Bedeutung?

als ihnen ausdrücklich.in den Überleitungsvorschriften

für die Umanerkennung nach dem BVG Verbindlichkeit

zugesprochen werden ist° Das aber ist jedenfalls nicht

geschehen? soweit in früheren Beseheideh nach sa.r«
ländischom Recht die Höhe der MdB festgesetzt waro

Nach alledem war der Beklagte mithinbereehtigt9 bei

der Umstellung der Versorgung auf das BVG die-Höhe

„15;
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' der MdB unabhängig von den früheren Bescheiden aufgrund

der Verhältnisse nach Einführung des BVG neu und eventuell

auch niedriger
zu bemessen als vorhero Das Urteil des LSG '

beruht auf einer Verkennung des Art° l @ 2 EGBVG—Saar und

war daher aufzuhehen° In der Sache selbst konnte der Senat

nicht entscheiden, da es an der nunmehr erforderlichen

“Feststellung fehlt3 wie hoch die MdE der einzelnen Kläger

für die Zeit der Umstellung istc Die Sache mußte daher

an das LSG zurückverwiescn werdenn
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